
 

 

Eingetragene Partnerschaft 

VfGH hebt Amtsräumezwang auf - Regierung führt 
ihn wieder ein    
Rechtskomitee LAMBDA (RKL): "Das Beharren der ÖVP a uf der Wiedereinführung 
ist beschämend" 
 
Der Verfassungsgerichtshof hat mit letzter Woche zu gestelltem Erkenntnis (VfGH 
19.06.2013, G 18, 19/2013) den gesetzlichen Zwang z ur EP-Schließung in den 
Amtsräumen aufgehoben. Die Regierungskoalition aus ÖVP und SPÖ hat jedoch 
erst vor kurzem diese menschenrechts- und verfassun gswidrige Bestimmung 
wieder, in einem neuen Gesetz beschlossen, das komm enden Herbst in Kraft treten 
wird. Die ÖVP beharrt - trotz VfGH - auf dieser Wie dereinführung des 
Amtsraumzwangs per 1. November. Das Rechtskomitee LAMBDA (RKL), 
Österreichs Bürgerrechtsorganisation für homo- und bisexuelle sowie transidente 
Frauen und Männer, sieht darin eine unerträgliche S chikane. 

RKL-Generalsekretär Walter Dietz und sein Partner Boontawee Suttasom leben in Wien 
und sind seit über 17 Jahren ein Paar. Manfred Hörmann und Felix Moser sind ebenfalls 
seit vielen Jahren ein Paar und führen gemeinsam eine Landwirtschaft in Stallhofen in der 
Steiermark. Beide Paare haben bei der jeweiligen Bezirksverwaltungsbehörde (MA 35 in 
Wien, BH Voitsberg in der Steiermark) die EP-Schließung in Form einer „Traumhochzeit“, 
wie sie Ehepaaren angeboten wird, beantragt, nämlich durch das Ja-Wort vor Trauzeugen 
am Wiener Riesenrad bzw. am eigenen Bauernhof. 

Bei der EP hat der Gesetzgeber die Schließung außerhalb der Amtsräume (sogar bei 
kranken, bettlägrigen Personen) untersagt (einzige Ausnahme: Strafgefangene). 
Außerhalb, wie beispielweise am Riesenrad, in einem Hotel oder einem Schloss oder am 
Bauernhof, dürfen daher nur (nachträglich) die Urkunden übergeben werden. Auch ein Ja-
Wort und Trauzeugen sollte es nicht geben. All diese Diskriminierungen waren Bedingung 
der ÖVP, damit sie überhaupt der rechtlichen Anerkennung gleichgeschlechtlicher 
Partnerschaften zugestimmt hat. Die Anträge der beiden Paare wurden abgelehnt und die 
Fälle landeten beim Verfassungsgerichtshof.  

Dieser hat den Beschwerden letzten Dezember Recht gegeben und die gleiche 
Zeremonie für Ehe und EP angeordnet (VfGH 12.12.12, B 125/11, B 138/11). Bezüglich 
des gesetzlichen Zwangs zur EP-Schließung in den Amtsräumen hat er ein 
Gesetzeprüfungsverfahren eingeleitet. Auch gleichgeschlechtliche Paare genießen den 
verfassungsgesetzlichen Schutz des Familienlebens und Unterschiede zwischen Ehe und 
EP sind nur aus besonders schwerwiegenden Gründen gerechtfertigt, so der 
Verfassungsgerichtshof in der am Hochzeits-Traumdatum (12.12.12) gefällten 
Entscheidung. 

 

Weltweit einzigartige Diskriminierung 

Die 14 VerfassungsrichterInnen fanden damals weder für den Ausschluss des 
zeremoniellen Ja-Wortes und von Trauzeugen eine sachliche Rechtfertigung noch auch 
nur eine entsprechende Vorgabe im Gesetz. Sie ordneten daher an, dass die 
Personenstandsbehörden ab sofort bei EP-Schließungen die gleiche Zeremonie wie bei 
Eheschließungen anzuwenden haben (einschließlich Ja-Wort, dem Ausspruch, dass die 
PartnerInnen nunmehr rechtmäßig verbundene Ehe- bzw. eingetragene PartnerInnen sind 
und, wenn die Paare das wünschen, einschließlich von Trauzeugen). Auch für den Zwang 



 

 

zur EP-Schließung in den Amtsräumen fand der Verfassungsgerichtshof keinerlei 
sachliche Rechtfertigung. Auch sonst, so der Verfassungsgerichtshof, werden Behörden 
nicht verpflichtet, Amtshandlungen nur in den Amtsräumen zu verrichten. Weil dieser 
Zwang ausdrücklich im Gesetz angeordnet ist, hat der Gerichtshof ein 
Gesetzesaufhebungsverfahren eingeleitet.  

Dieses Verfahren  endete mit letzter Woche  zugestelltem Erkenntnis. Der 
Amtsräumezwang wurde mit sofortiger Wirkung aufgehoben. Die Zeremonie hat für die 
Betroffenen Symbolwert, weshalb die Modalitäten der Ehe- und EP-Schließung nicht ohne 
sachliche Rechtfertigung unterschiedlich geregelt werden dürfen, so die 14 
VerfassungsrichterInnen (VfGH 19.06.2013, G 18, 19/2013).  

Die Beschränkung auf die Amtsräume ist eine österreichische Spezialität. In keinem 
einzigen anderen Land dieser Welt gab es jemals eine solche Diskriminierung. Dessen 
ungeachtet hat die Regierungskoalition diese verfassungswidrige Bestimmung (mit dem 
Personenstandsgesetz 2013) erst letzten Dezember (!) wortident neu beschlossen (§ 25 
Abs. 1 PStG 2013). Bis zum Inkrafttreten des Personenstandsgesetzes 2013 am 1. 
November 2013 werden daher auch eingetragene Partnerschaften, wie Ehen, außerhalb 
der Amtsräume geschlossen werden können. Ab 1. November ist damit wieder Schluß 
und tritt der Amtsräumezwang wieder in Kraft. 

 

ÖVP beharrt auf Wiedereinführung 

In Reaktion auf das Erkenntnis des VfGH hat die SPÖ sich in der letzten 
Nationalratssitzung dieser Legislaturperiode dafür eingesetzt, dass der 
Amtsraumzwangauch im neuen Personenstadsgesetz getrichen wird.   Die ÖVP hat sich 
jedoch hartnäckig geweigert, auf der menschenrechtswidrigen Gesetzeslage beharrt und 
die Gesetzesänderung verhindert. Das Schließen von EPs außerhalb der Amtsräume wird 
daher ab 1. November wieder verboten sein.  

„ Wie unendlich kann Diskriminierungslust sein?“, fragt sich der Präsident des RKL und 
Anwalt der vier Beschwerdeführer Dr. Helmut Graupner, „Die gleichgeschlechtlichen 
Paare müssen nun ein zweites Mal zum VfGH, um auch die neue Gesetzesbestimmung 
los zu werden“. "Eine unerträgliche Schikane", schließt Graupner. 

Das 1991 gegründete Rechtskomitee LAMBDA (RKL) arbeitet überparteilich und überkonfessionell für die umfassende 
Verwirklichung der Menschen- und Bürgerrechte gleichgeschlechtlich l(i)ebender Frauen und Männer. In seinem Kuratorium 
vereinigt es so prominente Mitglieder wie Altbundeskanzler Dr. Alfred Gusenbauer, Nationalratspräsidentin Mag. Barbara 
Prammer, die vormalige Justizministerin Mag. Karin Gastinger, den Ehrenpräsidenten der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates NRAbg.a.D. Dr. Peter Schieder, Volksanwältin a.D. NRAbg.a.D. Mag. Terezija Stoisits, NRAbg Petra Bayr, 
NRAbg. Gerald Grosz und BRAbg Marco Schreuder, den vorm. Generaldirektor für öffentliche Sicherheit Dr. Erik Buxbaum, 
die vormalige Präsidentin der österreichischen Richtervereinigung Dr. Barbara Helige sowie die Vorsitzende der FG 
Grundrechte der Richtervereinigung Dr. Mia Wittmann-Tiwald, die Vizepräsidentin der Rechtsanwaltskammer Wien Dr. 
Elisabeth Rech, den vorm. Vorstandsvorsitzenden der D.A.S.-Rechtsschutzversicherung Dr. Franz Kronsteiner, den 
Präsidenten des Weissen Rings Dr. Udo Jesionek, den Generalsekretär von Amnesty International Österreich Mag. Heinz 
Patzelt, den Vizepräsidenten des Verwaltungsrats der EU-Grundrechteagentur Univ.-Prof. Dr. Manfred Nowak und die 
bekannten Menschenrechtsexperten Dr. Lilian Hofmeister und Univ.-Prof. Dr. Hannes Tretter, die Verfassungsexperten 
Univ.-Prof. Dr. Christian Brünner, Univ-Prof. Dr. Bernd-Christian Funk, Univ.-Prof. Dr. Heinz Mayer und Univ.-Prof. Dr. 
Ewald Wiederin, den renommierten Kinder- und Jugendpsychiater Univ.-Prof. Dr. Max Friedrich und die Kinder- und 
JugendanwältInnen von Wien DSA Monika Pinterits und Dr. Anton Schmid, die Sexualwissenschafter Univ.-Prof. Dr. Josef 
Christian Aigner, Univ.-Prof. Dr. Rotraud Perner und Univ.-Lekt. Mag. Johannes Wahala, Life-Ball-Organisator Gery Keszler 
u.v.a.m. Das 15jährige Bestehen des Rechtskomitees LAMBDA (RKL) wurde über Einladung von NRPräs. Mag. Barbara 
Prammer am 2. Oktober 2006 mit einem historischen Festakt im Nationalratssitzungssaal des Parlaments in Wien gefeiert. 
Dieser weltweit ersten Ehrung einer homosexuellen Bürgerrechtsorganisation in einem nationalen Parlament wohnten unter 
den über 500 TeilnehmerInnen auch höchste RepräsentantInnen aus Justiz, Verwaltung und Politik bei 
(http://www.rklambda.at/festakt/index.htm). Seit 2010 ist das RKL Mitglied der Grundrechteplattform der EU-
Grundrechteagentur (www.fra.europa.eu).  
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